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Ich gebe zu, dass es mir als Finanzminister nicht 
ganz leichtgefallen ist, dabei einzugestehen, dass, 
wenn ein solcher Gesetzesvorschlag umgesetzt 
wird, die Kommunen in einer Größenordnung an der 
Grunderwerbsteuer beteiligt werden, in der sie noch 
nie beteiligt worden sind. Bislang waren immer 2 % 
in der Verbundmasse. Durch die 4/7-Regelung, die 
auch auf die 5 % angewandt gilt, werden etwa 3 % 
in die Verbundmasse kommen. 

Frau Freimuth, ich habe das eben mal ausgerech-
net: Ein junges Paar, eine junge Familie, die 
250.000 € für ein Haus anlegen wollen und sich das 
Geld zum Beispiel zu 4 % plus 1 % Tilgung be-
schaffen, müssen mit ungefähr 1.100 bis 1.150 € 
monatlicher Belastung rechnen. Das, worüber wir 
jetzt reden, wenn die 4.000 € zusätzlich kämen, 
würde 15 € mehr Belastung bedeuten. Wir reden 
über zusätzliche 1,5 %. Und wir reden über die Ge-
genleistung, die auf der anderen Seite in diesem 
Landeshaushalt auch erbracht wird, weil etwas für 
junge Familien, für Eltern, für Betreuung und Bil-
dung getan wird. Ich glaube, das ist in der Gesamt-
sicht eine runde Sache. Und deshalb ist das, was 
hier zur Abstimmung steht, auch die Position der 
Landesregierung.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass ich 
die Beratung schließe. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich 
mich bei Herrn Dr. Petersen entschuldigen und für 
das Protokoll klarstellen, dass ich eben irrtümlich 
einen falschen Namen genannt habe, als ich mich 
nach Ihrem Redebeitrag bedankt habe. Selbstver-
ständlich war es der Kollege Petersen, der gespro-
chen hat. Ich glaube, außer mir selbst hat es aber 
gar keiner gemerkt. 

(Dr. Jens Petersen [CDU]: Doch, ich!) 

– Dann sehen Sie es mir bitte nach. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 15/1924 – Neudruck – an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend –, an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie sowie an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Verkehr – mitberatend. Wer möchte 
dem zustimmen? – Die Fraktionen im Haus. Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Keine. Dann 
wird so verfahren und der Gesetzentwurf überwie-
sen. – Ich schließe den Tagesordnungspunkt 11. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

12 Abschiebungen nach Syrien stoppen – Rück-
übernahmeabkommen aussetzen 

Antrag 
der Fraktion DIE LINKE 
Drucksache 15/1907 – Neudruck 

Entgegen dem Ausdruck in der Tagesordnung ha-
ben sich die Fraktionen zwischenzeitlich auch hier 
darauf verständigt, diesen Antrag heute nicht zu 
diskutieren, sondern zu überweisen und erst nach 
Vorlage der Beschlussempfehlung des Fachaus-
schusses im Plenum zu diskutieren und abzustim-
men. 

Wir kommen deshalb sofort zur Abstimmung über 
die Überweisung des Antrages Drucksache 
15/1907 – Neudruck – an den Innenausschuss. 
Beratung und Abstimmung erfolgen, wie vorgetra-
gen, nach Vorlage der Beschlussempfehlung. Ist 
jemand dagegen? – Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Dann wird so verfahren und der Antrag 
überwiesen. – Ich schließe Tagesordnungs-
punkt 12. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

13 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förde-
rung und Nutzung von Wohnraum für das 
Land Nordrhein-Westfalen (WFNGÄndG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/1876 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Voigtsberger 
das Wort. Herr Minister. 

Harry Kurt Voigtsberger, Minister für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich habe eben 
festgestellt: Ich bin heute Abend der letzte Redner 
und will das natürlich nutzen, um Ihnen das viel-
leicht etwas ausführlicher darzulegen als vorher ge-
plant. Aber ich glaube, es wird sich noch im Rah-
men halten. 

Meine Damen und Herren, die Förderschwerpunkte 
des Gesetzentwurfes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung und Nutzung von Wohnraum sind im 
Koalitionsvertrag vereinbarte Nachfolgeregelungen 
zur früheren Zweckentfremdungsverordnung und 
zur Überlassungsverordnung. Auf der Grundlage 
neuen Satzungsrechts werden ein kommunaler Ge-
nehmigungsvorbehalt bei Zweckentfremdungen von 
Wohnraum sowie Mieterbennennungsrechte durch 
Kommunen eingeführt. 

Zur Zweckentfremdung. Das Zweckentfremdungs-
verbot soll verhindern, dass Mietwohnungen in ge-
werbliche Räume umgewandelt werden, abgerissen 
werden oder gar leer stehen, und das über viele 
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Jahre. Deshalb wollen wir den NRW-Kommunen die 
Möglichkeit geben, nach eigenem Ermessen zu 
entscheiden, ob und in welchen Bereichen eine 
Zweckentfremdung von Wohnungen nur mit Ge-
nehmigung zulässig ist. Das Gesetz zur Förderung 
und Nutzung von Wohnraum wird vor diesem Hin-
tergrund um eine Satzungsermächtigung für Kom-
munen zur Regelung eines Zweckentfremdungs-
verbotes ergänzt. Dies eröffnet den Gemeinden die 
Möglichkeit, die Regelungen der von der Vorgän-
gerregierung Ende des Jahres 2006 aufgegebenen 
Zweckentfremdungsverordnung auf lokaler Ebene 
wieder einzuführen. 

Zum Benennungsrecht. Hierbei sollen die Gemein-
den künftig wieder das Recht haben, bei Sozial-
wohnungen dem Vermieter mindestens drei Woh-
nungssuchende zur Auswahl vorzuschlagen. Auch 
hier setzt die Landesregierung bewusst auf lokale 
Regelungen per Satzung. Die Ausschöpfung der 
Satzungsermächtigung bietet die Möglichkeit, 
Haushalte mit Zugangsschwierigkeiten zu den örtli-
chen Wohnungsmärkten bei der Versorgung mit ge-
fördertem preiswertem Wohnraum gezielt zu unter-
stützen. Damit kann ebenfalls ein Beitrag zur Sen-
kung der kommunalen Wohnkostenbeiträge für 
Leistungsbezieher geleistet werden.  

Ich weise darauf hin, dass die kommunalen Spit-
zenverbände in der Anhörung zu den Satzungser-
mächtigungen dies ausdrücklich begrüßt haben. 
Auch die Verbände der Wohnungswirtschaft haben 
positiv angemerkt, dass die Kommunen bei Bedarf 
vom Satzungsrecht Gebrauch machen werden. 
Beide Satzungsermächtigungen erweitern die Mög-
lichkeiten von Städten und Gemeinden.  

Meine Damen und Herren, daneben möchte ich 
zwei Anpassungen hervorheben, die sich aus der 
bisherigen Anwendung des Gesetzes in der Praxis 
als regelungsbedürftig erwiesen haben. 

Erstens. Bisher wird im Rahmen der Einkommens-
prüfung junger Ehepaare als Äquivalent für die Kos-
ten der Gründung eines ersten gemeinsamen 
Haushaltes ein Freibetrag von 4.000 € gewährt. Zur 
Vermeidung von möglichen Diskriminierungen soll 
dieser künftig bei Vorliegen gleicher Voraussetzun-
gen auch auf eingetragene Lebenspartnerschaften 
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz übertragen 
werden. 

Zweitens. Die von der Vorgängerregierung einge-
führte antragsunabhängige und damit zwingende 
Freistellung aus überwiegendem öffentlichen Inte-
resse in Gemeindegebieten, die durch soziale Miss-
stände benachteiligt sind oder einen besonderen 
Entwicklungsbedarf aufweisen, hat sich in der Pra-
xis nicht bewährt. Die zwingende Regelung wirkte 
gelegentlich kontraproduktiv.  

Durch die Neuregelung wird den zuständigen Stel-
len ein Ermessensspielraum eingeräumt. Die Kom-

munen können so besser auf die örtlichen Gege-
benheiten reagieren.  

Meine Damen und Herren, auf die Diskussionen im 
federführenden Ausschuss freue ich mich. Ich habe 
gehört, es wird noch einmal eine Anhörung geben. 
Auf diese bin auch ich gespannt. – Ich danke für die 
Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen noch einen 
schönen Abend. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, ei-
ne weitere Beratung ist nicht vorgesehen, sodass 
wir gleich zur Abstimmung kommen.  

Hier empfiehlt uns der Ältestenrat die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 15/1876 an den 
Ausschuss für Bauen, Wohnen und Verkehr – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie. Möchte jemand dagegen stimmen? – Möchte 
sich jemand enthalten? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Gesetzentwurf so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

14 Den Kommunen einen verlässlichen Rahmen 
für die schulische Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention geben! 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1793 

Die Fraktionen haben sich darauf verständigt, die 
Debatte des vorgenannten Antrages auf die nächs-
te Plenarsitzung im Juni zu verschieben. – Ich se-
he keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe auf: 

15 Fortführung der Landesgartenschauen in 
Nordrhein-Westfalen sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/1918 

Entgegen dem Ausdruck in der Tagesordnung ha-
ben sich die Fraktionen zwischenzeitlich auch bei 
diesem Antrag darauf verständigt, ihn heute nicht zu 
diskutieren, sondern ihn direkt an die Ausschüsse 
zu überweisen und nach Vorlage der Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses im 
Plenum abschließend zu diskutieren und abzustim-
men. 


	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 15/35

